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jedoch um die Frage der Prioritäten im Kampf gegen die holländischen Ge-
neralstaaten und das Frankreich Richelieus ging, so liegt das eigentliche 
Schwergewicht des siebten Bandes auf den sich langsam anbahnenden Frie-
densgesprächen bis hin zu den Nürnberger Ratifikationsverhandlungen des in 
Münster und Osnabrück Beschlossenen. Dennoch wäre es übereilt, daraus zu 
folgern, daß militärische Belange deshalb in den Hintergrund getreten wären: 
nach wie vor beherrschten gerade die Militaria das Terrain. Ungeachtet dessen 
läßt sich aber während der letzten Kriegsjahre, beginnend mit den Ereignis-
sen nach der Schlacht bei Rocroi (1643), immer deutlicher die Erschöpfung bei 
allen kriegführenden Parteien feststellen. 

Da die hier zur Diskussion stehende Periode zwischen 1635 und 1649 mono-
graphisch bislang kaum erschlossen wurde, darf man gerade auf Grund des 
in den „Documenta Bohemica" zugänglich gemachten Quellenstoffes die noch 
ausstehende, quellenmäßig fundierte Darstellung dieser Zeitspanne erhoffen. 
Sie wird davon auszugehen haben, daß — wie T o e g e 1 im Vorwort zum sieb-
ten Band feststellt (S. 6) — „der Dreißigjährige Krieg weder ein böhmischer 
noch ein deutscher oder schwedischer Krieg [war], er klärte keine Nationali-
tätenfragen, sondern er war ein gesamteuropäischer militärisch-diplomatischer 
Machtkonflikt, der zum Katalysator der weiteren Entwicklung der Gesellschaft 
Europas wurde". Die für jeden Band erstellten, zuverlässigen Orts- und Per-
sonennamenregister erleichtern jedenfalls in dieser Beziehung die zu leistende 
Arbeit. 

Innsbruck Alfred A. Strnad 

Karin Schmid: Die Slowakische Republik 1939—1945. Eine Staats- und völker-
rechtliche Betrachtung. (Völkerrecht und Politik, Bd. 12.) Berlin-Verlag. 
Berlin 1982. 2 Bde., zus. 923 S. 

Es mag auf die geringe räumliche Ausdehnung des Staates — kleiner als die 
Schweiz — und auf seine kurze Lebensdauer — wenig über sechs Jahre — 
zurückzuführen sein, daß über die Slowakische Republik der Jahre 1939 bis 
1945 nur wenig oder unrichtiges bekannt ist, etwa die Vorstellung, es handle 
sich um ein während des Zweiten Weltkrieges entstandenes Staatengebilde. 
Verschiedene Autoren bezeichnen sie als Vasallen- oder Marionettenstaat oder 
sprechen von einem okkupierten Gebiet, während umgekehrt eine Reihe von 
Verfassern unbeirrt von der Unabhängigkeit und Souveränität der Slowakei 
ausgeht. 

Die Vf.in hat es unternommen, diese vielfach undifferenziert gebrauchten 
Bezeichnungen unter die Lupe zu nehmen und unter Anlegung Staats- und 
völkerrechtlicher Maßstäbe auf ihre Berechtigung zu prüfen. Zu diesem Zweck 
galt es, eine Vielzahl von Problemen zu untersuchen, die mit der Verselbstän-
digung und dem Untergang des Staates zusammenhängen, etwa die Frage der 
Entstehung durch Sezession mit Hilfe einer fremden Macht und die Relevanz 
der verfassungsrechtlichen Illegalität einer Staatsbildung auf diesem Wege oder 
die Bedeutung der völkerrechtlichen Anerkennung des neu entstandenen Staa-
tes und der sonstigen Reaktionen der Staatengemeinschaft auf die Selbständig-
keitserklärung. Einen Schwerpunkt bildet die Frage einer Scheinsouveränität 
oder sonstigen rechtlichen Abhängigkeit vom Deutschen Reich auf Grund des 
„Schutzvertrages" vom 18./23. März 1939 und die Prüfung, ob das Schutzersu-
chen als Unterwerfungserklärung oder der Abschluß des Vertrages als ver-
deckte Annexion aufzufassen sind. Dies geschieht nicht nur auf Grund des 
Vertragstextes, sondern auch durch eingehende Untersuchung seiner Durch-
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führun g im Bereic h der Wehrorganisation , de r Außenpolitik , der hie r verein -
barte n wirtschaftliche n Zusammenarbei t un d der Tätigkei t der deutsche n Be-
rate r in slowakischen Behörde n un d Unternehmen . Di e Entstehun g der Slowa-
kischen Republi k durc h Verselbständigun g eine s autonome n Teilstaate s mach t 
es erforderlich , auch die Rechtslag e des autonome n Lande s Slowakei zwischen 
Novembe r 1938 un d dem 14. Mär z 1939, die durc h eine n asymmetrische n Staats -
aufbau charakterisier t wird, in die Darstellun g einzubeziehe n un d zu der Thes e 
von eine m deutsch-tschechische n Kriegszustan d seit dem 17. Septembe r 1938, 
wie sie Ż o u r e k vertritt , Stellun g zu nehmen . 

Di e einzelne n Problemkreis e werden von allen Seite n beleuchtet , das Fü r 
un d Wider jeder in de r Literatu r ode r Judikatu r aufgeworfene n Frag e sorg-
fältig abgewogen un d das Fazi t gezogen. Als Schlußfolgerun g aus diesen zahl -
reiche n Zwischenergebnisse n ordne t die Vf.in die Slowakische Republi k dem 
Typu s der abhängige n Staate n zu, bei dene n die Grenz e zwischen noc h politi -
scher un d schon rechtliche r Abhängigkei t fließend ist, unterscheide t aber zwi-
schen eine r Anfangsperiod e bis zur Regierungsumbildun g nac h den Salzburge r 
Gespräche n vom 30. Jul i 1940 un d der folgenden Periode . Währen d die Slowake i 
im erste n Zeitabschnit t als rechtlic h unabhängige r Staa t aufgefaßt wird, wird 
sie für die Zei t danac h nu r als völkerrechtliche s Quasi-Protektora t bezeichnet . 

Di e Heranziehun g umfangreiche r gedruck t vorliegende r Quellen , aber auc h 
zahlreiche r unveröffentlichte r Akten , vorwiegend aus dem Archiv des Auswär-
tigen Amtes in Bonn , un d die eingehend e Erörterun g der sich darau s ergeben -
den Aspekte läßt nu r selten den Wunsch nac h eine r Ergänzun g entstehen . Viel-
leich t hätt e etwas übe r die Roll e der deutsche n Gesandtschaf t in Preßbur g ge-
sagt werde n können , zuma l die Vertrete r des Deutsche n Reich s ihr e Aufgabe 
unterschiedlic h aufgefaßt haben . Währen d Manfre d von Killinge r sich dazu be-
rufen fühlte , Politi k un d Wirtschaf t der Slowakei „au f Vordermann " zu bringen , 
wurd e H . E. Ludin s „Nicht-Einmischungs-Politik " als Versagen kritisiert . Bei 
der Untersuchun g des Einflusses der deutsche n Volksgruppenführun g auf die 
slowakische Politi k hätt e nich t nu r de r Regierungsbeschlu ß vom 10. 10. 1938 
übe r die Errichtun g des Staatssekretariat s herangezoge n werde n sollen, sonder n 
auch der spätere , im Amtsblat t veröffentlicht e Regierungsbeschlu ß vom 21. 6. 
1939. Bei der Analyse der slowakischen Verfassung vom 21. 7. 1939 un d beim 
Vergleich der deutsche n un d der slowakischen Verfassungsprinzipie n hätt e ma n 
sich eine n Hinwei s auf die von D u r i c a untersucht e Staats - un d Soziallehr e 
Tisos (Di e slowakische Politi k 1938/39 im Licht e de r Staatslehr e Tisos, Bon n 
1967) gewünscht , die offenbar von seinen Wiene r Lehrer n F . M. Schindle r un d 
Igna z Seipe l beeinfluß t war. Bei de r Wertun g des „Schutzvertrages " hätte n die 
Von H u b e n a k (im Sborni k archivnic h praci , 1967) zusammengetragene n Do -
kument e herangezoge n werden können . Sie lassen erkennen , daß das monate -
lange Ringe n zu Erfolgen der Slowaken geführ t ha t un d etwa von der Ent -
sendun g der bereit s ernannte n deutsche n Oberlandrät e nac h Trentschi n un d nac h 
Senic a abgesehen wurde . 

De r Staats - un d völkerrechtliche n Analyse ist eine historisch e Einleitun g vor-
angestellt , die u m die Darstellun g jene r Fakte n bemüh t ist, die für die recht -
liche Beurteilun g von Bedeutun g sind. Da s ma g der Grun d für manch e Verkür -
zun g un d Vereinfachun g sein. Wenn etwa behaupte t wird, die Tscheche n seien 
im Zeitpunk t der Errichtun g der Tschechoslowake i „größtenteil s Hussiten " ge-
wesen, so ist demgegenübe r festzustellen , daß sie auch nac h der Abfallsbewe-
gung der Jahr e 1918/1920 in Mähre n noc h zu 89 v. H. , in Böhme n zu 71 v. H . der 
katholische n Kirch e angehörten . Di e Darstellun g der Gerichtsorganisatio n läß t 
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die 1928 erfolgte Umbenennung außer Acht, wonach Gerichte der untersten 
Stufe die Bezeichnung Bezirksgericht, Gerichtshöfe erster Instanz die Bezeich-
nung Kreisgericht und Gerichtshöfe zweiter Instanz die Bezeichnung Oberge-
richt führten. Die amtliche deutsche Übersetzung der bis dahin geltenden Be-
zeichnungen lauteten Bezirksgericht, Gerichtshof und Gerichtstafel (Sedria). 

Das umfangreiche Werk ist in zwei Bände geteilt, Anmerkungen, Quellen-
und Literaturverzeichnis und Dokumentenanhang sind in den zweiten Band 
verwiesen. Hier wird die Deklaration des slowakischen Volkes vom 30. 10. 1918 
ohne die im Text erwähnte Geheimklausel widergegeben, auf der Tukas „Va-
cuum-iuris-Theorie" beruht. 

Linz/Donau Helmut Slapnicka 

Josef Pokstefl: Verfassungs- und Regierungssystem der CSSR. (Veröff. des 
Collegium Carolinum, Bd. 42.) R. Oldenbourg Verlag. München, Wien 1982. 
355 S. 

Das im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft finanzierten 
Vorhabens im Institut für Ostrecht der Universität Köln entstandene Buch 
enthält die deutsche Übersetzung der wichtigsten Quellen des öffentlichen 
Rechts der Tschechoslowakei. Ihnen ist als Einleitung eine knappe Darstellung 
des Verfassungs- und Regierungssystem vorangestellt, die aus einem histori-
schen Teil — der Entwicklungsgeschichte seit dem Jahr 1945 — und einem 
systematischen, den geltenden Zustand behandelnden Teil besteht. Die weder an 
westlichen Vorbildern noch an der historischen Entwicklung (vor 1945) orien-
tierte Darstellung des heute in der Tschechoslowakei bestehenden Herrschafts-
systems — vom Vf. als „Einparteisystem stalinistischen Typs" bezeichnet — 
ist laufend um eine Konfrontation von Rechtsform und Realität bemüht. Auf 
vergleichbare Regelungen in den übrigen sozialistischen Staaten wird gelegent-
lich in Fußnoten hingewiesen und damit Ansätze einer vergleichenden System-
forschung geboten. 

Die Entwicklung seit 1945 wird in zwei Abschnitten dargestellt. Schwerpunkt 
ist der Zeitraum von 1948 bis 1960, also der Wandlungsprozeß des politischen, 
staatlichen und wirtschaftlichen Systems seit der Machtergreifung der Kom-
munistischen Partei, der in allen seinen Auswirkungen realistisch dargestellt 
wird. Hingegen werden die unmittelbar vorausgehenden Jahre, 1945—1948, weit 
weniger kritisch betrachtet und fast als Idealzustand angesehen, zu dem man 
1968 zurückzukehren versuchte. Ausgangspunkt des systematischen Teils, der 
sich durch eine übersichtliche Gliederung auszeichnet, sind die faktische Macht-
struktur, die Gesellschaftsordnung, der Staatsmechanismus und die Verfas-
sungsprinzipien der führenden Rolle der Kommunistischen Partei und des „de-
mokratischen Zentralismus". Hier erfährt auch die Nationale Front, eine In-
stitution, für die die Verfassung der UdSSR keine Modellösung anbietet, eine 
eingehende Darstellung, die ihre zentrale Rolle deutlich macht. Aus dem Ab-
schnitt über die formale Machtstruktur sind die Ausführungen des Vfs. über 
das Prinzip der Gewalteneinheit und über die Ausübung der Staatsgewalt 
durch die Kontrollorgane hervorzuheben. Umfassend werden die einzelnen 
Zweige der Ordnungs- und Leistungsverwaltung vorgeführt, allerdings muß 
sich die Darstellung vielfach auf die Kompetenzbestimmungen der Verwal-
tungsorgane beschränken, während auf das materielle Verwaltungsrecht ledig-
lich in Fußnoten verwiesen wird. 

Der mehr als doppelt so umfangreiche Dokumententeil soll die grundlegenden 
Gesetzgebungsakte, die die Rechtsbasis des Verfassungs- und Regierungssystems 


